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Immer wieder Ostdeutschland: Ende 
Dezember vergangenen Jahres eska-
lierten Anti-Corona-Demos in Magde-
burg und Bautzen, wie schon zuvor über 
Monate im sächsischen Zwönitz. Auch 
die Angriffe auf Polizei und Presse- 
vertreter nehmen an Umfang und In-
tensität zu. Nach einer Phase der Be-
ruhigung im vergangenen Sommer 
sind die Anti-Corona-Proteste seit dem 
Spätherbst wieder aufgeflammt. Im 
Zentrum der medialen Aufmerksam-
keit stehen Sachsen, Thüringen, Bran-
denburg und Sachsen-Anhalt.

Tatsächlich gibt es seit 2014, seit 
dem Beginn von Pegida, immer wie-
der Mobilisierungen eines autoritär 
eingestellten politischen Milieus spe-
ziell in Ostdeutschland. Zu den Ur-
sachen gehört ein starkes Anti-Esta-
blishment-Ressentiment, dem unter-
schiedliche, austauschbare ideologi-
sche Untertöne beigemischt sind. Mal 
geht es um Flüchtlinge und den Islam, 
mal um die Ukraine und Putin. Jetzt, 
im Kontext von Corona, erleben wir 
einen enormen Aufschwung an Auf-
zügen, zu denen im Wesentlichen die 
gleichen Leute mobilisieren wie bereits 
2013 oder 2015 zu Beginn der „großen 
Flucht“. Auch wenn die Demonstran-
ten natürlich nicht komplett identisch 
sind, gibt es eine große Schnittmenge.

Ganz anders ist die Lage im Wes-
ten. Dort belegen Untersuchungen, 
dass jetzt, anders als 2015, eher Leu-
te demonstrieren, die früher durchaus 
in linksalternativen Milieus zu Hause 
waren. Bereits zu Beginn der „Quer-
denken“-Proteste fanden sich dort Ar-
gumentationsmotive der Esoterik, der 
Anthroposophie und der sogenann-

ten alternativen Medizin. Ihr gemein-
samer Nenner lautet, das Virus könne 
gänzlich ohne pharmazeutische Mittel 
mit Hilfe der körpereigenen Immunre-
aktion abgewehrt werden.1

Dieses Milieu spielt in Ostdeutsch-
land keine tragende Rolle. Es existiert 
nur in Spurenelementen, in wenigen 
Städten. Dafür werden ganz andere 
Kontinuitäten sichtbar: Jene, die in den 
frühen 1990er Jahren rechtsradikal so-
zialisiert wurden, sind fast alle wieder 
da. Allerorten sind auf den Demos die 
früheren Führungsleute der rechtsex-
tremen Szene zu sehen. Sie sind heu-
te Mitte vierzig, Anfang fünfzig – und 
merken, dass ihre Zeit gekommen ist. 
Das Momentum ist auf ihrer Seite, ähn-
lich wie in den 90er Jahren. Das liegt 
nicht zuletzt daran, dass ihrem Agie-
ren noch immer keine Grenzen gesetzt 
werden.

Eine entscheidende Rolle spielen da-
bei die „Freien Sachsen“ – ein Zusam-
menschluss rechtsextremer Gruppen 
in Sachsen mit einer Ausstrahlung bis 
weit in angrenzende Bundesländer. 
Kopf der „Freie Sachsen“ ist der Chem-
nitzer Rechtsanwalt Martin Kohlmann. 
Er sitzt für die rechtsextreme Fraktion  
„Pro Chemnitz“ im Stadtparlament und  
spielte bereits bei den radikalen Aus-

1	 Oliver Nachtwey, Robert Schäfer und Nadine 
Frei, Politische Soziologie der Corona-Protes-
te, Basel 2020. Nachtwey u.a. weisen darauf 
hin, dass ein Großteil der von der Studie be-
fragten Personen bei zurückliegenden Wahlen 
eine Präferenz für Grüne und Linke aufwie-
sen. Dies spiegle die Tatsache, dass die Impfs-
kepsis in postmaterialistischen, sich selbst le-
bensweltlich links/grün verstehenden Milieus 
verankert sei. Vgl. dazu auch Michael Blume, 
Querdenken 2020: Der neue Süd-Nord-Kon-
flikt, in: „Blätter“, 12/2020, S. 69-74.
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schreitungen 2018 in Chemnitz eine 
Schlüsselrolle.

In dem von „Freie Sachsen“ be-
triebenen Telegram-Kanal wird der  
sächsische Ministerpräsident Michael  
Kretschmer als „Pumuckel“ tituliert, 
die Polizei als „Kretschmer Milizen“ 
bezeichnet. Kohlmanns Rhetorik er-
geht sich in Gewaltallegorien, juris-
tisch zwar nicht angreifbar, aber mit 
deutlicher Botschaft an seine Anhän-
gerschaft. So verkündete er im vergan-
genen Dezember via Telegram einen 
„Weihnachtsfrieden“ mit der sächsi-
schen Regierung und Polizei, um we-
nig später eine „Weihnachtsoffensive“ 
des Protests zu verkünden. Diesen Tri-
umphalismus als bloßes Maulhelden-
tum abzutun, greift viel zu kurz. Die 
Rhetorik der „Freie Sachsen“ bedient 
sich ganz bewusst der Sprachbilder des 
Bürgerkriegs und des Vigilantismus.2

Eine Polizei im Rückwärtsgang

Innerhalb des Protests spielt die AfD 
die Rolle eines politischen Multiplika-
tors. Sie trägt die Thesen der Corona-
leugner und Impfgegner in die Parla-
mente und agiert so als deren parla-
mentarischer Arm. In Cottbus betätigt 
sich der lokale AfD-Chef, Jean Pascal 
Hohm, als Organisator der Proteste, an 
denen auch Neonazis und gewaltberei-
te Hooligans teilnehmen. 

Und auch in Magdeburg haben 
rechtsextreme Hooligans eine unange-
meldete Demo von mehr als 3000 Leu- 
ten angeführt. Während also Perso-
nen mit expliziter Gewalterfahrung 
die ersten Reihen der Demonstrationen 
bilden, filmen rechte Youtuber das Ge-
schehen und bringen anschließend die 
Videos in sozialen Netzwerken in Um-
lauf. Dass jede dieser Aktionen gefilmt 
und anschließend ins Netz gestellt 
wird, erzeugt einen immensen Multip-
likationseffekt, nach dem Motto: „Was 

2	 Die Fraktion der Linkspartei im Sächsischen 
Landtag fordert daher zu Recht ein Verbot der 
„Freien Sachsen“.

in Ort X geht, machen wir bei uns in Y 
auch!“

Auf diese Weise testen die Rechten 
aus, wie weit sie gehen können. Und 
das ist fatalerweise sehr weit. Denn ih-
nen steht – zumindest in den vergange-
nen Monaten – eine Polizei gegenüber, 
die im Rückwärtsgang agiert. Mehr-
fach wiederholte sich das Geschehen 
vom November 2020 in Leipzig, als 
rechtsextreme Hooligans die Polizei 
einfach zur Seite drückten. Inzwischen 
gibt es endlos viele Videoschnipsel im 
Netz, die zeigen, dass die Polizei in der 
Regel nachgibt – eine ermutigende 
Botschaft an diese Szene.

Dabei spielt jenseits der neuen sozi-
alen Medien das Hörensagen noch im-
mer eine wichtige Rolle. Wenn tags-
über einer zu seinem Kollegen sagt, 
„ich hab gehört, heute Abend soll auf 
dem Domplatz was los sein. Lass uns da 
mal hingehen“, kann das schnell dazu 
führen, dass der Platz sich füllt – und 
zwar, das ist das Besondere, mit höchst 
diversen Teilnehmern aus der mittle-
ren und älteren Generation bis hin zu 
Familien mit Kindern.

Das allein führt aber noch nicht da-
zu, dass diese Leute auch „Widerstand“ 
rufend durch die Straßen ziehen. Da-
zu braucht es protesterfahrene Akteu-
re, die wissen, wie man eine solche De-
monstration anmeldet – oder eben auch 
nicht und trotzdem zusammenkommt. 
Organisatoren, die Flugblätter, Mega-
fone, professionelle Transparente mit-
bringen, die über politisches Bewusst-
sein und Zielstrebigkeit verfügen und 
die auch wissen, wie man eine Polizei-
kette beiseiteschiebt. Diese Leute kom-
men speziell in Ostdeutschland aus der 
rechtsextremen Szene, aber sie senden 
bewusst in die breitere Bewegung aus.

Wenn man die rechten Telegram- 
Kanäle durchgeht, sieht man nicht nur 
einen enormen Radikalisierungspro-
zess – in einer Telegram-Gruppe wur-
de dezidiert die Ermordung Michael 
Kretschmers geplant –, sondern, dass 
die Teilnehmer sich gegenseitig auf  
einer politisch-emotionalen Ebene un-
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terstützen. Das schafft eine Atmosphä-
re der politischen Selbstwirksamkeit, 
ein Gefühl, gemeinsam etwas bewe-
gen zu können. Wenn dieses Gefühl 
nicht mehr aktiviert werden kann, wird 
weiter eskaliert – etwa dadurch, dass 
die vermeintlich Verantwortlichen für 
die gegenwärtige Situation konkret 
und persönlich in ihrem Lebensumfeld 
aufgespürt und angegangen werden. 
Beleg dafür sind die Aufzüge vor den 
Privathäusern der Ministerpräsiden- 
tin von Mecklenburg-Vorpommern, 
Manuela Schwesig, und der sächsi-
schen Sozialministerin Petra Köpping. 

Die Stufe der Bedrohung im priva-
ten Umfeld ist nicht erst seit den Co-
rona-Protesten erreicht. Viele Bürger-
meister, Kommunalpolitiker und Land-
tagsabgeordnete werden seit langem 
bedroht und konkret in ihrem priva-
ten Umfeld angegriffen. Aber natürlich  
erzeugt es weit mehr öffentliche Em-
pörung, wenn das einer Ministerin ge-
schieht und nicht nur einem Ortsbür-
germeister.

Politische Reaktionen ohne Plan

Fatalerweise hat die Polizei große 
Schwierigkeiten, Leute einzuordnen, 
die nicht ihrem klassischen Feind-
bildraster entsprechen. Polizeiführer 
sind es gewohnt, nach Delinquenz 
Ausschau zu halten, also nach Extre-
misten und Straftätern. Die Sachlage 
ist klar, wenn irgendwo Mülltonnen 
auf die Straße geschoben und ange-
zündet werden. Wenn aber wie bei den 
derzeitigen Protesten „nur“ in erster 
Reihe die Hooligans laufen, aber in der 
Mitte die Vierzigjährigen in bürgerli-
cher Kleidung und dahinter die Mütter 
mit Kinderwagen und minderjähri-
gen Kindern, dann lässt man die De-
monstranten trotz Verbots oft einfach 
laufen. Dass im bürgerlichen Habitus 
auftretende Demonstranten sich eska-
lativ verhalten und zur Gewalt neigen, 
scheint in der öffentlichen Debatte un-
begriffen.

Ein weiterer Grund dafür: In Stil und 
Inhalt bedienen sich die Demonstrie-
renden mitunter bei der links-alternati-
ven Bewegung. Die Organisatoren der 
Proteste sind inzwischen dazu über-
gegangen, ihre Versammlungen nicht 
mehr anzumelden, sondern als „Spa-
ziergang“ zu apostrophieren, um auf 
diese Weise das Versammlungsrecht zu 
unterlaufen. Diese politische Mimikry- 
Übung dient auch dem Zweck, Men-
schen für die Proteste zu mobilisieren, 
die sich selbst gar nicht als politisch 
begreifen. Der Begriff „Spaziergang“ 
knüpft dabei bewusst an die Protestge-
schichte beider deutscher Staaten an, 
von ‘68 über die Ökologie-Bewegung 
in West (zu Baustellen von Atomkraft-
werken) und Ost (entlang verschmutz-
ter Flüsse) bis hin zu ‘89.

Wie schon bei Pegida ist die rhetori-
sche Bezugnahme auf den Herbst 1989 
in der DDR allgegenwärtig. Die viel 
beschworene „Corona-Diktatur“ wer-
de binnen kurzem in sich zusammen-
brechen, schallt es aus den Reihen der 
Demonstrierenden, wenn man jetzt 
Druck aufbaue. Zudem gibt es bei den 
Aufmärschen den permanenten Ap-
pell an die Polizei, sich auf die Seite der  
Demonstrierenden zu stellen – „solan-
ge dafür noch Zeit ist“. Das ist die glei-
che Rhetorik, wie wir sie 1989 erlebt 
haben. Allerdings mit konträrer Be-
deutung: Denn hinter dem „solange 
dafür noch Zeit ist“ steckt im Grunde 
eine Drohung. Ihr Subtext: Wenn wir 
an die Macht kommen, werdet ihr zur 
Rechenschaft gezogen.

Doch trotz dieser Drohung hält sich 
die Polizei in erstaunlicher Weise zu-
rück. Angesichts der Tatsache, dass 
die Versammlungen nicht angemel-
det sind, die Teilnehmenden bewusst 
gegen die Corona-Maßnahmen ver-
stoßen und rechtsextreme Gruppen  
wiederholt gewalttätig die Polizei an-
greifen, ist dies erklärungsbedürftig.

Grundsätzlich entscheidet die Po-
lizei vor Ort eigenständig im Rah-
men der politischen Maßgaben. Für 
die Einsatzstrategie ist sowohl die La-
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geeinschätzung der örtlichen Polizei-
führung als auch die politische Richt-
linie der jeweiligen Innenministeri-
en maßgebend. Dabei ist offenkundig, 
dass die polizeiliche Einsatztaktik ge-
genüber den Corona-Protesten hinter  
ihren operativen Handlungsmöglich-
keiten zurückbleibt und damit die De-
monstrierenden regelrecht ermutigt.

Stattdessen käme es darauf an, die-
sen Leuten deutlich zu machen, wo die 
Grenzen der Meinungsfreiheit verlau-
fen. Um nicht missverstanden zu wer-
den: Dafür braucht es weder Wasser-
werfer noch Schlagstöcke oder Pfeffer-
spray. Im Gegenteil: Stationäre Kund-
gebungen und pandemiekonforme De-
monstrationen sind polizeilich durch-
setzbar. Für jene, die als Gewalttäter  
bekannt sind, sollte die Polizei eine 
präventive Ansprache prüfen, nach 
dem Motto: Wir haben Sie im Blick.

Solche, eigentlich übliche Vorge-
hensweisen finden in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt derzeit schlichtweg 
zu selten und zu spät statt. Die eigent-
liche Ursache liegt in der politischen 
Führung, denn sie entscheidet über die 
Grundlinie des polizeilichen Handelns. 
Gegen die Corona-Politik demonstrie-
ren aber schließlich potentielle Wähle-
rinnen und Wähler, die ihrerseits Multi- 
plikatoren sind. Deshalb herrscht in 
den Innenministerien Zurückhaltung. 
Reichlich spät kam Verfassungsschutz-
chef Thomas Haldenwang im Januar 
mit der Erkenntnis um die Ecke, dass 
bei den Protesten neue, demokratiege-
fährdende Allianzen zu Tage treten.

Inzwischen ist unter den Demons- 
trierenden der Schritt zu manifester 
Gewalt nicht mehr weit, wie die unzäh-
ligen Telegram-Einträge beweisen. Es 
existiert eine extrem selbstbewusste, 
gewaltbereite Szene, die sich in halb- 
öffentlichen Kommunikationsstruktu-
ren verabredet. In der Phantasie dieser 
Leute kommt Gewalt also zweifellos 
vor. Dass sich Akteure finden, die die-
se Phantasie in die Tat umsetzen, ist zu 
befürchten. Bereits jetzt gibt es Angrif-
fe auf Impfzentren. 

Die Schwierigkeit für Politik und Poli-
zei besteht darin, die Maulhelden von 
denen zu unterscheiden, die wirklich 
zur Gewalt greifen, um etwa ein Zei-
chen gegen eine allgemeine Impf-
pflicht zu setzen. Wer bereit ist, ein 
Impfzentrum anzugreifen oder den 
sächsischen Ministerpräsidenten zu 
ermorden, den vermutete die Polizei 
bisher eher im Konspirativen, nicht in 
Foren sozialer Medien.

Wenn Protestierende die Demons-
trationen nicht mehr als Mittel der po-
litischen Selbstwirksamkeit erleben, 
besteht durchaus die Gefahr, dass sie 
nach neuen, radikaleren und gewalttä-
tigeren Ausdrucksformen suchen. Der 
BKA-Präsident Holger Münch fürch-
tet daher auch Anschläge auf Perso-
nen des öffentlichen Lebens, die für die  
Corona-Maßnahmen stehen. 

So akut die Gefahr dieser Angriffe  
derzeit ist, dürfen wir eines nicht ver-
gessen: Auch im Osten geht bei wei-
tem nicht die Mehrheit der Leute auf 
die Straße. So demonstrierten auch in 
Hochzeiten in ganz Sachsen-Anhalt 
nie mehr als rund acht- bis zehntau-
send Menschen pro Woche. Zum Ver-
gleich: Zu den Fußballspielen des 1. FC 
Magdeburg pilgern zu anderen Zeiten 
im Durchschnitt jede Woche 20 000 Zu-
schauer. 

Kurzum: Diese rechten Mobilisie-
rungen leben auch davon, dass jede 
Demo reproduziert wird, als sei sie ei-
ne Massenveranstaltung – von den Ex-
tremisten selbst, aber zum Teil auch 
anschließend von den Medien. Dabei 
sind bei den meisten Märschen nur 
zwischen 80 und 350 Teilnehmer da-
bei. Die extreme Rechte versteht es 
meisterhaft, zu behaupten, sie reprä-
sentiere die Mehrheit. Schließlich hat 
sie die vergangenen bald zehn Jahre, 
von Pegida bis Corona, auch in Sachen 
Selbstvermarktung perfekt genutzt. In 
dieser Hinsicht muss die liberale Zi-
vilgesellschaft zumindest Augenhöhe 
erreichen, um endlich klarzumachen: 
Die Mehrheit stellen noch immer und 
beileibe nicht die Rechten.


